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Beachte 

1. Dieses Übereinkommen ist ab 1. Mai 2004 im Verhältnis zu jenen Mitgliedstaaten, die den 
europäischen Haftbefehl bereits anwenden, soweit es sich auf die Auslieferung bezieht, durch das BG 
über die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU-
JZG) ersetzt (vgl. § 77 Abs. 1 idF BGBl. I Nr. 36/2004).  

2. Dieses Übereinkommen wird, soweit es sich auf die Auslieferung bezieht, ab 22. März 2020 im 
Verhältnis zu Island und Norwegen und ab 1.11.2025 im Verhältnis zum Vereinigten Königreich durch 
das Island-Norwegen-Vereinigtes Königreich-Übergabegesetz – INVÜG ersetzt (vgl. § 7, BGBl. I Nr. 
20/2020 idF BGBl. I Nr. 65/2025). 

Text 

Artikel 8 

(1) Die Vertragsstaaten gewähren einander im Zusammenhang mit Verfahren, die in bezug auf die in 
Artikel 1 oder 2 genannten Straftaten eingeleitet werden, weitestgehend Rechtshilfe in Strafsachen. In 
allen Fällen ist das Recht des ersuchten Staates betreffend die Rechtshilfe in Strafsachen anwendbar. Die 
Rechtshilfe darf jedoch nicht allein mit der Begründung verweigert werden, daß es sich um eine 
politische Straftat, um eine mit einer politischen Straftat zusammenhängende oder um eine auf politischen 
Beweggründen beruhende Straftat handelt. 

(2) Dieses Übereinkommen ist nicht so auszulegen, als enthalte es eine Verpflichtung zur Rechtshilfe, 
wenn der ersuchte Staat ernstliche Gründe für die Annahme hat, daß das Rechtshilfeersuchen wegen einer 
in Artikel 1 oder 2 genannten Straftat gestellt worden ist, um eine Person wegen ihrer Rasse, ihrer 
Religion, ihrer Staatsangehörigkeit oder ihrer politischen Anschauungen zu verfolgen oder zu bestrafen, 
oder daß die Lage dieser Person aus einem dieser Gründe erschwert werden könnte. 

(3) Die Bestimmungen aller zwischen Vertragsstaaten anwendbaren Verträge und Übereinkommen über 
die Rechtshilfe in Strafsachen, einschließlich des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in 
Strafsachen, werden im Verhältnis zwischen den Vertragsstaaten geändert, soweit sie mit dem 
vorliegenden Übereinkommen unvereinbar sind. 
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